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A)	 Verkündungen und Bekanntmachungen der 
Region Hannover und der Landeshauptstadt 
Hannover

Region Hannover

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung 
der Region Hannover – Jan-Oliver Brenzel

An die nachstehende Person

Name:	 Brenzel
Vorname(n):	 Jan-Oliver
Geburtsdatum:	 30.10.1973
letzte bekannte Anschrift:	 Pickertsberg 23,  
	 31515 Wunstorf  
	 (Deutschland)

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
26.06.2026, Aktenzeichen 32.22/H-J353, öffentlich zu-
gestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da der Auf-
enthaltsort der o. g. Person unbekannt ist und eine Zustel-
lung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten 
nicht möglich ist.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter fol-
gender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team 32.22 – Fachbereiche Öffentliche Sicherheit
Team Kfz-Zulassungsangelegenheiten
Rendsburger Str. 34, 30659 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung mit 
§ 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustellungsge-
setzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fassung – darauf 
hingewiesen, dass durch die öffentliche Zustellung des 
Dokuments Fristen in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Hannover, den 09.07.2026

Der Regionspräsident
Im Auftrag

Kneisel

– – –

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung 
der Region Hannover – Ionel Ruica

An die nachstehende Person

Name:	 Ruica
Vorname(n):	 Ionel
letzte bekannte Anschrift:	 Farster Str. 7 C,  
	 30916 Isernhagen

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
29.06.2026, Aktenzeichen 32.22/H-KC5169, öffentlich 
zugestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da der Auf-
enthaltsort der o. g. Person unbekannt ist und eine Zustel-
lung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten 
nicht möglich ist.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter fol-
gender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team 32.22 – Fachbereiche Öffentliche Sicherheit
Team Kfz-Zulassungsangelegenheiten
Rendsburger Str. 34, 30659 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung mit 
§ 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustellungsge-
setzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fassung – darauf 
hingewiesen, dass durch die öffentliche Zustellung des 
Dokuments Fristen in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Hannover, den 09.07.2026

Der Regionspräsident
Im Auftrag

Obornik

– – –
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u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung 
der Region Hannover – Henryk Schulz

An die nachstehende Person

Name:	 Schulz
Vorname(n):	 Henryk
Geburtsdatum:	 28.04.1951
letzte bekannte Anschrift:	 Altes Dorf 11,  
	 30900 Wedemark  
	 (Deutschland)

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
25.06.2026, Aktenzeichen 32.22/ H-SH4774, öffentlich 
zugestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da der Auf-
enthaltsort der o. g. Person unbekannt ist und eine Zustel-
lung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten 
nicht möglich ist.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter fol-
gender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team 32.22 – Fachbereiche Öffentliche Sicherheit
Team Kfz-Zulassungsangelegenheiten
Rendsburger Str. 34, 30659 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung mit 
§ 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustellungsge-
setzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fassung – darauf 
hingewiesen, dass durch die öffentliche Zustellung des 
Dokuments Fristen in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Hannover, den 09.07.2026

Der Regionspräsident
Im Auftrag

Kneisel

– – –

u	 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung 
der Region Hannover – Tomasz Paluszkiewicz

An die nachstehende Person

Name:	 Paluszkiewicz
Vorname(n):	 Tomasz
letzte bekannte Anschrift:	 11 Listopada 12B/10,  
	 11-600 Wegorzewo,  
	 Polen

wird ein Dokument der Region Hannover, Hildes-
heimer Straße 20, 30169 Hannover, datiert auf den 
30.06.2026, Aktenzeichen 32.23-bod1882979, öffentlich 
zugestellt.

Die öffentliche Zustellung ist gerechtfertigt, da der Auf-
enthaltsort der o. g. Person unbekannt ist und eine Zustel-
lung an einen Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten 
nicht möglich ist.

Das Dokument kann während der Dienstzeiten unter fol-
gender Dienstanschrift eingesehen werden:

Region Hannover
Team 32.23 – Team Fahrerlaubnisangelegenheiten
3. Stock, Raum Nr. 306,
Hildesheimer Straße 20, 30169 Hannover.

Es wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 des Niedersächsischen Ver-
waltungszustellungsgesetzes (NVwZG) in Verbindung mit 
§ 10 Abs. 2 S. 3 des (Bundes-)Verwaltungszustellungsge-
setzes – in der jeweils zurzeit gültigen Fassung – darauf 
hingewiesen, dass durch die öffentliche Zustellung des 
Dokuments Fristen in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Hannover, den 09.07.2026

Der Regionspräsident
Im Auftrag

Bodle

– – –
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u	 Öffentliche Bekanntmachung der Region 
Hannover, Fachbereich Umwelt über die 
Bestellung zum Vertreter des bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfegers als Betriebsangehöriger 
Angestellter

Gemäß § 11b Absatz 3 Satz 7 des Gesetzes über das Be-
rufsrecht und die Versorgung im Schornsteinfegerhand-
werk (Schornsteinfeger-Handwerksgesetz – SchfHwG) 
vom 26. November 2008 (BGBl. I S. 2242), zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G zur Änderung des SchfHwG und der 
HandwerksO vom 03. April 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 106), 
wird die folgende Bestellung zum Vertreter des bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfegers durch Betriebsan-
gehörigen Angestellten öffentlich bekannt gemacht:

•	 Herr Enrico Röwer wurde mit Wirkung vom 
01.07.2026 für die Dauer der Bestellung des bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfegers für den Kehrbe-
zirk Nr. 250 der Region Hannover für die Vertretung 
des bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegers als 
Betriebsangehöriger Angestellter bestellt. Der Be-
triebsangehörige Angestellte ist als Vertreter des be-
vollmächtigten Bezirksschornsteinfegers berechtigt 
die Feuerstättenschau und die dabei anfallenden Tä-
tigkeiten durchführen.

Hannover, den 01.07.2026

Der Regionspräsident
Im Auftrag

Adrych

– – –

Landeshauptstadt Hannover

u	 Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 
Landeshauptstadt Hannover

Aufgrund des § 12 Absatz 1 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Art. 3 ÄndG 
zum KommunalwahlG, KommunalwahlO und Kommunal-
verfassungsG vom 28.4.2026 (Nds. GVBl. Nr. 30) hat der 
Rat der Landeshauptstadt Hannover in seiner Sitzung 
am 26.06.2025 die folgende Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung beschlossen:

Artikel 1

Die Hauptsatzung der Landeshauptstadt Hannover (ABl. 
RBHan. 1997, S. 580), zuletzt geändert durch Satzung 
vom 26.06.2025 (Abl. Hann. 30. Juni 2025, Nr. 17, S. 86) 
wird wie folgt geändert:

Ziff. 2.1.2 des Anhangs I zur Hauptsatzung lautet  
wie folgt:

2.1.2.Sonstiges
•	 über die Zustimmung gemäß § 36a BauGB 

zu Bauvorhaben nach §§ 31 (3), 34 (3b) und 
246e Bau GB.

Artikel 2

Die Änderung der Satzung tritt am Tage nach der Verkün-
digung der Satzung in Kraft.

Hannover, den 25. Juni 2026

Stadt Hannover
Belit Onay

Oberbürgermeister

– – –
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u	 Förderrichtlinie der Landeshauptstadt Hannover 
zur Inanspruchnahme von Zuwendungen aus dem 
Akquise-Budget

1)	 Förderziel und Zuwendungszweck

	 Die Landeshauptstadt Hannover (im Folgenden LHH) 
versteht sich als innovative, weltoffene und nach-
haltige Stadt. Dies soll sich auch bei den stattfinden-
den Veranstaltungen in Hannover widerspiegeln. Die 
Themenfelder Technologie, Innovation, Nachhaltig-
keit sowie zukunftsfähige Trends sollen hierbei ver-
stärkt präsent sein. Um Hannover als Messe-, Kon-
gress- und Veranstaltungsort noch stärker als bisher 
zu etablieren und insbesondere auch diese Themen-
felder zu stärken, fördert die LHH die Einwerbung, 
Etablierung und Durchführung von entsprechen-
den Veranstaltungen.

	 Das Ziel der Förderung ist, durch eine definierte För-
dersumme eine Ergänzungs- bzw. Zuschlagsfinanzie-
rung zu leisten und somit Impulse zu setzen, damit 
Veranstaltungen in Hannover durchgeführt und nach 
Möglichkeit mittel- bzw. langfristig etabliert werden. 
Intention ist, den Messe- und Kongressstandort Han-
nover regional, national und international weiter zu 
stärken, das Profil als Veranstaltungsort zu schärfen 
und neue Zielgruppen zu gewinnen. Dies soll insbe-
sondere der lokalen Veranstaltungsbranche, Hotelle-
rie und Gastronomie zugutekommen.

	 Ein Anspruch auf Gewährung einer Zuwendung be-
steht nicht. Vielmehr entscheidet die LHH aufgrund 
ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel. Auf eine sparsame und 
wirtschaftliche Verwendung der Fördermittel ist 
grundsätzlich zu achten.

2)	 Gegenstand der Förderung

	 Es werden öffentliche Veranstaltungen gefördert, 
die über mittelbare Aktivitäten seitens der LHH ak-
quiriert werden (z.B. über hannoverimpuls, das Han-
nover Convention Bureau, der HMTG, das HCC, die 
DMAG). Eine Förderung kommt auch für Veranstal-
tungen in Frage, für die sich Dritte direkt bei der LHH 
bewerben.

	 „Veranstaltungen“ im Sinne dieser Förderrichtlinie 
sind zeitlich und inhaltlich abgegrenzte Ereignisse 
mit überregionaler, nationaler oder internationaler 
Bedeutung. Sie sollen geeignet sein, messbare Wert-
schöpfungseffekte (z.B. im Bereich Hotellerie, Gast-
ronomie, Dienstleistungen) zu erzeugen. Der Stand-
ort Hannover soll sich im nationalen und internatio-
nalen Wettbewerb profilieren.

3)	 Zuwendungsempfänger*innen

	 Als Zuwendungsempfänger*innen im Sinne dieser 
Förderrichtlinie kommen natürliche und juristische 
Personen des privaten oder öffentlichen Rechts in 
Betracht.

	 Hierzu zählen neben inländischen auch entspre-
chende natürliche und juristische Personen mit Sitz 
in einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union (bzw. im Europäischen Wirtschaftsraum). Bei 
der Bezeichnung des*der Empfänger*in ist der*die 
verantwortliche Vertreter*in anzugeben, wenn es 
sich um eine juristische Person oder nicht rechtsfä-
hige Personenmehrheit handelt.

	 Nicht zuwendungsberechtigt sind Gebietskörper-
schaften auf Bundes-, Landes- oder kommunaler 
Ebene sowie deren jeweilige Pendants in den Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union. Ebenfalls 
nicht zuwendungsberechtigt sind politische Parteien 
im Sinne des deutschen Parteiengesetzes sowie ver-
gleichbare politische Parteien oder politische Orga-
nisationen in anderen Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union.

4)	 Zuwendungsvoraussetzungen

	 Zuwendungen zur Förderung von Veranstaltungen 
nach Ziffer 2 sind zweckgebunden und dürfen grund-
sätzlich nur gewährt werden, wenn

·	 das Förderziel und der Zuwendungszweck die-
ser Richtlinie erfüllt werden,

·	 die Veranstaltung ohne die Zuwendung nicht im 
notwendigen Umfang durchgeführt werden kann,

·	 sich die vorgesehenen Veranstaltungen an den 
Zielen von Nachhaltigkeit und Klimaneutralität 
orientieren,

·	 sich die vorgesehenen Veranstaltungen inner-
halb der Leitlinien und der strategischen Ziele 
der LHH bewegen,

·	 die infrastrukturellen Ressourcen für die vor-
gesehenen Veranstaltungen ausreichend vor-
handen sind,

·	 die vorgesehenen Veranstaltungen die Wert-
schöpfungspotentiale gemäß der Anlage 1 
unterstützen, z. B. die Veranstaltung eine nach-
weisbar positive Wirkung auf die Hotellerie ent-
faltet, insbesondere in Form zusätzlicher Hotel-
buchungen und einer gesteigerten Auslastung 
und/oder ein erkennbares Zusammenspiel loka-
ler Dienstleister*innen zur Akquise der Veran-
staltung vorliegt (z. B. Bereitstellung von Hotel-
kontingenten, Stadtmarketing, Räumlichkeiten),
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·	 die Gesamtfinanzierung im Rahmen der Grund-
sätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
gesichert ist,

·	 ein Wohnsitz, Sitz oder eine Niederlassung in 
der Europäischen Union (bzw. im Europäischen 
Wirtschaftsraum) besteht,

·	 die ordnungsgemäße Geschäftsführung des Zu-
wendungsempfängers außer Zweifel steht und 
der Nachweis über die Mittelverwendung gesi-
chert erscheint.

	 Veranstaltungen, die außerhalb der LHH stattfinden, 
sind von dieser Förderung ausgeschlossen.

5)	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

	 Die LHH vergibt die Zuwendungen für Veranstaltun-
gen i. S. d. Ziffer 2 als Projektförderung. Unter Pro-
jektförderung werden Zuwendungen zur Deckung der 
zuwendungsfähigen Aufwendungen des*der Zuwen-
dungsempfänger*in für einzelne zeitlich und inhalt-
lich abgegrenzte Veranstaltungen bezeichnet.

	 Die Zuwendung wird als Zuschuss in Form einer nicht 
rückzahlbaren Anteilsfinanzierung auf Grundlage 
des Finanzierungsplans gewährt. Der Zuschuss be-
trägt i. d. R. bis zu 30 Prozent der anerkannten zu-
wendungsfähigen Gesamtausgaben je Veranstaltung, 
wobei die maximale Förderhöhe je Veranstaltung bei 
150.000,00 Euro (in Worten: einhundertfünfzigtau-
send Euro) liegt. Die Förderung mehrerer Projekte 
desselben*derselben Empfänger*in ist grundsätzlich 
zulässig, sofern es dadurch nicht zu einer Doppelför-
derung kommt.

	 Wenn sich die zuwendungsfähigen Aufwendungen 
im Projektverlauf niedriger entwickeln als zunächst 
erwartet oder durch die geförderte Veranstaltung 
höhere Einnahmen erzielt werden können als bei der 
Beantragung geplant, ist die Zuwendung anteilig zu-
rückzuzahlen.

6)	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

	 Veranstaltungen müssen den Zuwendungszweck die-
ser Richtlinie verfolgen und die Zuwendungsvoraus-
setzungen nach Ziffer 4 müssen erfüllt sein.

	 Alle Veröffentlichungen, die sich auf das geförder-
te Projekt beziehen, müssen Hinweise auf die För-
derung durch die LHH im Rahmen dieser Richtlinie 
enthalten. Der*Die Zuwendungsempfänger*in erklärt 
mit der Abgabe des Antrags sein*ihr Einverständnis 
zur Veröffentlichung.

7)	 Verfahren

7.1 	 Antragstellung

	 Zuwendungen werden grundsätzlich nur auf 
einen begründeten und mit den notwendigen 
Unterlagen versehenen digitalen Antrag hin ge-
währt. Die Antragsstellung erfolgt dabei über 
das Zuwendungsportal der Landeshauptstadt 
Hannover.

	 https://zuwendungen.hannover-stadt.de/

	 Für die Bearbeitung ist der Bereich Wirtschafts-
förderung (23.3) der Landeshauptstadt Hanno-
ver zuständig. Fragen zur Antragstellung und zur 
Förderrichtlinie können per E-Mail: wirtschafts-
foerderung@hannover-stadt.de gestellt werden.

	 Dem Antrag ist eine fundierte Beschreibung 
der vorgesehenen Veranstaltung inklusive 
eines Kostenplanes unter Darstellung des vo-
raussichtlichen Gesamtaufwandes sowie der 
zuwendungsfähigen Aufwendungen beizu-
fügen. Diese soll auch die geschätzten Besu-
cher*innenzahlen sowie die anzusprechenden 
Zielgruppen enthalten. Der zur Verfügung ge-
stellte Bewerbungsvordruck ist anzuwenden.

	 Wenn der*die Antragsteller*in für dassel-
be Vorhaben Zuwendungsanträge bei meh-
reren Fachbereichen/Ämtern/Betrieben der 
LHH stellt, ist er*sie verpflichtet, dies bei An-
tragstellung bekannt zu geben. Weiterhin ist 
der*die Antragssteller*in verpflichtet, weitere 
Fördermittelgeber*innen inklusive der jewei-
ligen Fördersumme bekannt zu geben und im 
Kostenplan aufzuführen.

7.2 	 Antragsberechtigte

	 Antragsberechtigt sind die unmittelbaren Ver-
anstalter*innen, aber auch Dritte, die von der 
veranstaltenden Organisation mit (einem Teil) 
der Durchführung der Veranstaltung beauftragt 
worden sind. In einem solchen Fall ist jedoch 
immer die antragsstellende Stelle auch Zuwen-
dungsempfängerin.

7.3 	 Antragsfristen

	 Anträge im Rahmen dieser Förderrichtlinie 
können fortlaufend gestellt werden. Sie kön-
nen jedoch nur solange berücksichtigt werden, 
wie finanzielle Mittel zur Verfügung stehen 
und unterliegen dem Vorbehalt der Beschluss-
fassung eines jeweiligen Haushaltes. Anträge 
die eingehen, wenn die finanziellen Mittel des 
jährlichen Budgets ausgeschöpft sind, können 
nicht mehr berücksichtigt werden.

https://zuwendungen.hannover-stadt.de/
mailto:wirtschaftsfoerderung%40hannover-stadt.de?subject=
mailto:wirtschaftsfoerderung%40hannover-stadt.de?subject=
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	 Zuwendungen werden zukunftsbezogen bewil-
ligt. Eine Förderung bereits begonnener oder 
durchgeführter Veranstaltungen ist demnach 
nicht zulässig. Ein Antrag auf vorzeitigen Maß-
nahmenbeginn ist in begründeten Fällen mög-
lich. Dieses Einverständnis zum vorzeitigen 
Beginn beinhaltet jedoch keine Zusicherung 
einer späteren Bewilligung dem Grunde und 
der Höhe nach.

7.4 	 Bewilligungsverfahren

	 Die beantragten Zuwendungen werden im Rah-
men einer verwaltungsinternen Vergabekom-
mission beraten und abschließend entschie-
den. Der Vergabekommission, unter Leitung 
der Dezernentin für Wirtschaft und Umwelt, 
gehören an:

·	 eine Vertreter*in des Bereiches Wirt-
schaftsförderung der LHH

·	 ein*e Vertreter*in des Fachbereiches 
Sport, Bäder und Eventmanagement

·	 ein*e Vertreter*in der HMTG
·	 ein*e beratende*r Vertreter*in der DMAG
·	 ein*e beratende*r Vertreter des HCC
·	 als beratende Mitglieder können jeder-

zeit weitere Personen individuell einbe-
zogen werden.

	 Die Ratsgremien der LHH werden analog der 
Ziffer 1.4 des Anhangs zur Hauptsatzung quar-
talsweise über die erteilten Zuwendungen in-
formiert.

	 Die Bewilligung einer Zuwendung erfolgt bei 
inländischen Zuwendungsempfänger*innen 
durch die Wirtschaftsförderung in der Regel 
durch einen schriftlichen Zuwendungsbe-
scheid.

	 Bei Zuwendungsempfänger*innen mit Sitz 
in einem anderen Mitgliedsstaat der Euro-
päischen Union (bzw. im Europäischen Wirt-
schaftsraum) erfolgt die Bewilligung einer 
Zuwendung durch die Wirtschaftsförderung 
in der Regel durch einen schriftlichen Zuwen-
dungsvertrag. Die Bewilligung von Fördermit-
teln nach dieser Richtlinie ersetzt keine für 
die Maßnahme erforderlichen Genehmigungen 
oder Erlaubnisse.

8)	 Nachweisverfahren

	 Zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwen-
dung der Zuwendung legt der*die Zuwendungs-
empfänger*in der Wirtschaftsförderung einen Ver-
wendungsnachweis vor. Dieser besteht aus einem 
Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis. 
Im Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung 
sowie das erzielte Ergebnis und seine Auswirkungen 
dazustellen und zu erläutern. Dies beinhaltet auch 
die Besucher*innenzahlen und nach Möglichkeit die 
Besucher*innenherkunft.

	 Die LHH ist berechtigt, Bücher, Belege oder sonsti-
ge Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Ver-
wendung der Zuwendung durch örtliche Erhebung zu 
prüfen. Der*Die Zuwendungsempfänger*in hat die 
erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die 
notwendigen Auskünfte zu erteilen.

	 Der Verwendungsnachweis ist spätestens sechs Mo-
nate nach Durchführung der Veranstaltung unaufge-
fordert vorzulegen. In Ausnahmefällen kann die LHH 
die Vorlagefrist auf begründeten Antrag des*der Zu-
wendungsempfänger*in verlängern.

9)	 Rückforderung

	 Bei eintretenden Veränderungen bezüglich der Vor-
aussetzungen, die zur Zuwendungsbewilligung ge-
führt haben bzw. bei nicht sachgemäßer Mittelver-
wendung, ist die Zuwendung – auch wenn sie bereits 
verwendet worden ist – (anteilig) zu erstatten. Die 
zu erstattende Leistung wird durch schriftlichen Be-
scheid festgesetzt. Dies gilt insbesondere, wenn

·	 eine nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben 
oder Änderung der Finanzierung eingetreten ist,

·	 der*die Zuwendungsempfänger*in den Zuwen-
dungsbescheid durch Angaben erwirkt hat, die 
in wesentlicher Beziehung unrichtig oder un-
vollständig waren,

·	 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den 
vorgesehenen Zweck oder unwirtschaftlich 
verwendet wird,

·	 der*die Zuwendungsempfänger*in seiner*ihrer 
Mitteilungspflicht gegenüber der LHH nicht 
rechtzeitig und vollständig nachkommt,

·	 der vorzeitige Maßnahmenbeginn ohne Geneh-
migung erfolgt ist,

·	 der Verwendungsnachweis nicht wie vorge-
schrieben geführt oder nicht rechtzeitig vorge-
legt wird.
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10)	 Rechtsgrundlagen

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten §§ 23 und 44 
i. V. m. § 105 Abs. 1 LHO sowie §§ 48 bis 49 a Ver-
waltungsverfahrensgesetz (VwVfG), soweit nicht in 
diesen Förderrichtlinien Abweichungen zugelassen 
worden sind.

11)	 Inkrafttreten

	 Diese Förderrichtlinie tritt mit Beschlussfassung der 
Ratsversammlung in Kraft und wird im Amtsblatt so-
wie dem Internetportal der Landeshauptstadt Han-
nover unter www.hannover.de veröffentlicht.

Anlage 1

Konkretisierung der Zuwendungsvoraussetzungen, insbe-
sondere der Wertschöpfungspotentiale

Die Bewertung der Vergabekommission nach Ziffer 7.4 
der Richtlinie erfolgt anhand fester Kriterien. Bei al-
len Veranstaltungen sollen insbesondere die Leitlinien 
von Nachhaltigkeit und Klimaneutralität übergeordnet als 
Orientierung dienen.

Im Einzelnen erfolgt eine Bewertung darüber hinaus nach 
den folgenden Kriterien:

1)	 Quantitative Kriterien
a.	 Veranstaltungsgröße

•	 Anzahl der zu erwartenden Besucher*innen
b.	 Veranstaltungslänge

•	 Anzahl der Veranstaltungstage (mindestens 2)
•	 Anzahl der zu erwartenden Übernachtungen

c.	 Einzugsgebiet der Veranstaltung
•	 Regional
•	 National
•	 International

2)	 Qualitative Kriterien
a.	 Veranstaltungsthema erfüllt den Zweck und das 

Ziel nach Ziffer 1 und 2 der Richtlinie
3)	 Wertschöpfungskriterien werden erfüllt

a.	 Steigerung der überregionalen Bedeutung Hanno-
vers
•	 Veranstaltung mit nationaler oder internatio-

naler Bedeutung
•	 Kommunikative / mediale Wirkung

b.	 Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der LHH
c.	 Barrierefreiheit wird beachtet
d.	 Erhöhung des Steueraufkommens
e.	 Positive tangible Effekte entstehen durch die Be-

sucher*innenausgaben
f.	 Positive intangible Effekte entstehen durch einen 

verbesserten Imagegrad Hannovers

g.	 Zusammenspiel lokaler Akteur*innen und Dienst-
leister*innen ist erkennbar (z. B. Hotellerie, Gas-
tronomie, Stadtmarketing, Location-Betreiber*in-
nen), insbesondere zur erfolgreichen Akquise und 
Durchführung der Veranstaltung

4)	 Rahmenbedingungen sind erfüllt
a.	 Infrastrukturelle Ressourcen sind ausreichend
b.	 Saisonale Optimierung der Auslastung

Hannover, den 09.07.2026

Landeshauptstadt Hannover
Der Oberbürgermeister

In Vertretung
Anja Ritschel

– – –

u	 Berichtigung der Bekanntmachung über die 
Satzung der Landeshauptstadt Hannover über die 
Teilaufhebung der Satzung über die förmliche 
Festlegung des Sanierungsgebietes Stöcken

in der Bekanntmachung der Landeshauptstadt Hanno-
ver im Amtsblatt Nr. 22 vom 04.06.2026 über die Teil-
aufhebung der Satzung über die förmliche Festlegung 
des Sanierungsgebietes Stöcken wurde als Datum des 
Beschlusses des Rates der Landeshauptstadt Hannover 
fälschlicherweise der 23.04.2026 angegeben.

Der Beschluss erfolgte jedoch in der Ratsversammlung 
am 19.03.2026.

Die Bekanntmachung vom 04.06.2026 wird hiermit be-
richtigt.

Hannover, den 29.06.2026

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Thomas Vielhaber

– – –

u	 Erhaltungssatzung

Erhaltungssatzung – Walderseestraße Stadtteil List, 
gemäß § 172 Abs. 1 Nr.1 BauGB

Aufgrund des § 172 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) und § 10 Abs. 1 
und § 58 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. 
GVBl. 2010, S. 576), jeweils in der zurzeit gültigen Fas-
sung, hat der Rat der Landeshauptstadt Hannover am 
25.06.2026 folgende Satzung beschlossen:

http://www.hannover.de
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§ 1
Räumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der Satzung umfasst die Grundstü-
cke Walderseestraße Nr. 1 bis 7, 9 bis 15, 19 bis 25, 29 
bis 34A, 36 bis 40 und 43 bis 48, sowie die Grundstücke 
Waldstraße 47, Hammersteinstraße 3, Lortzingstraße 4, 
Schumannstraße 1 bis 3, Richard-Wagner-Straße 2, 2A, 6 
bis 34 (gerade), Händelstraße 1 und 2, Spohrstraße 1 bis 
3, 4, 6 und 8 und Fritz-Beindorff-Allee 10 bis 15. Er um-
fasst weiterhin die Grundstücke Grünewaldstraße 2 bis 
46 (gerade), Cranachstraße 5 bis 6 und 8, Holbeinstraße 
4 bis 6D und 8 bis 10, Van-Gogh-Weg 1, 3, 5 und 11 bis 
23 (ungerade), ebenso die Grundstücke Rubensstraße 9, 
11 bis 12A und 14, Rembrandtstraße 2 bis 12 (gerade), 
Slevogtweg 1 bis 8 und Raffaelstraße 3, 5 und 10, Tizi-
anstraße 2 bis 12 (gerade), Spitzwegstraße 1 bis 5. Der 
als Anlage 1 beigefügte Übersichtsplan ist Bestandteil der 
Satzung.

§ 2
Satzungsziel

Die Erhaltungssatzung soll dazu dienen, die besondere 
städtebauliche Eigenart der in § 1 beschriebenen Teil-
bereiche aufgrund ihrer Stadtgestalt zu erhalten (§ 172 
Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB).

Die Walderseestraße markiert mit ihrer charakteristi-
schen, aufgelockerten Bebauung den Übergang vom dicht 
bebauten Stadtteil List zur Eilenriede. Im Stadtteil List 
herrscht die Blockrandbebauung vor, während entlang 
der Walderseestraße meist einzelnstehende Gebäude in 
offener Bauweise mit Vorgarten vorzufinden sind.

Da es sich bei dem Gebiet entlang der Walderseestraße 
um eine gewachsene Struktur handelt, besteht die städ-
tebauliche Eigenart dieses Bereichs in der Ablesbarkeit 
der allmählichen städtebaulichen Entwicklung. So sind 
im Geltungsbereich der Erhaltungssatzung verschiedene 
Gebäudetypen vorzufinden: Gründerzeitliche Stadtvillen, 
Wohnhäuser „Kaffeemühlen“ und Einzel-/Doppelhäuser 
sowie diverse Neubauten aus den letzten Jahrzehnten. 
Die hier vorliegende Heterogenität der Bebauung doku-
mentiert die städtebauliche und stadtgeschichtliche Ent-
wicklung.

Durch die Aufstellung einer Erhaltungssatzung soll die 
städtebauliche Eigenart geschützt und der Erhalt der prä-
gnanten, aufgelockerten Bebauung mit Vorgartenzonen 
gesichert werden. Die Erhaltungssatzung zielt auf den Er-
halt der historischen straßenbegleitenden Bebauung ab, 
die Nebenanlagen werden hiervon nicht berührt.

Innerhalb dieses Rahmens sind vielfältige, das Wesen-
hafte wahrende Gestaltelemente auch mit zeitgemäßer 
Architektursprache möglich.

Bei allen baulichen Maßnahmen an den stadtbildprägen-
den Gebäuden (Kategorien „Erhaltenswerte Bausubstanz“ 
und „Strukturprägende Bausubstanz“) soll darauf geach-
tet werden, dass die stadtbildprägenden Gestaltungs-
merkmale erhalten bleiben.

Übergeordnete Erhaltungsziele sind:

•	 Erhalt der charakteristischen, aufgelockerten Bebau-
ung, geprägt durch die Mischung aus gründerzeitli-
chen Stadtvillen und „Kaffeemühlen“ – Wohnhäusern 
aus der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, ergänzt 
durch Einzel-/Doppelhaus – Wohngebäude

•	 Erhalt (oder Wiederherstellung bei Sanierung/Än-
derung) der historischen, bauzeit- alterstypischen 
und ortstypischen Dach- und Fassadengestaltung im 
Hinblick auf Material, Proportionen und Detailausbil-
dung, wie zum Beispiel Schrägdächer

•	 Erhalt der gebäudenahen Frei- und Grünflächen so-
wie der Vorgärten der jeweiligen Gebäudetypologien 
(Stadtvillen, Kaffeemühlen, Einzel-/Doppelhäuser)

Durch die Erhaltungssatzung soll auch die städtebauliche 
Gestalt der nicht unter Denkmalschutz stehenden Gebäu-
de bewahrt werden. Damit soll das Fortbestehen bzw. 
Wiederaufnehmen dieser prägenden Merkmale gesichert 
werden.

§ 3
Genehmigungspflicht / 

Sachlicher Geltungsbereich

1.	 Im Geltungsbereich dieser Satzung bedürfen die Er-
richtung, der Rückbau, die Änderung und die Nut-
zungsänderung von baulichen Anlagen der Genehmi-
gung (§ 172 Abs. 1 S. 1 und 2 BauGB). Der Antrag ist 
bei der Landeshauptstadt Hannover zu stellen. Dies 
gilt auch für die gemäß Niedersächsischer Bauord-
nung (NBauO) genehmigungs- oder verfahrensfreien 
Baumaßnahmen.

2.	 Eine Genehmigungs-, Zustimmungs- oder Erlaubnis-
pflicht nach anderen Vorschriften bleibt unberührt.

§ 4
Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB handelt ordnungswid-
rig, wer eine bauliche Anlage im Geltungsbereich dieser 
Satzung ohne Genehmigung rückbaut oder ändert. Die 
Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 213 Abs. 3 BauGB mit 
einer Geldbuße bis zu 30.000,- Euro geahndet werden.
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§ 5
Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit dem Tag der Verkündung im elekt-
ronischem „Amtsblatt für die Region Hannover und die 
Landeshauptstadt Hannover“ in Kraft.

Hannover, 01.07.2026

Stadt Hannover
Belit Onay

Oberbürgermeister

Die vorstehende Erhaltungssatzung liegt in der Bauver-
waltung Hannover, Rudolf-Hillebrecht-Platz 1, in Zimmer 
508, Tel. 168-43103 aus und kann dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden; jeder 
kann über den Inhalt Auskunft verlangen.

Es wird darauf hingewiesen, dass

1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 BauGB beacht-
liche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorganges

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb von einem 
Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Landeshauptstadt Hannover unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind.

Wird in den Fällen des § 172 Abs. 3 BauGB die Geneh-
migung versagt, kann der Eigentümer von der Gemeinde 
unter den Voraussetzungen des § 40 Abs. 2 BauGB die 
Übernahme des Grundstücks verlangen, § 43 Abs. 1, 4 
und 5 BauGB sowie § 44 Abs. 3 und 4 BauGB sind ent-
sprechend anzuwenden.

Ein Anspruch auf Übernahme erlischt, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem er entstanden ist, die Fälligkeit des Anspruchs her-
beigeführt wird.

Hannover, den 01.07.2026

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Thomas Vielhaber

– – –
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•	 Engensen
•	 Fuhrberg
•	 Großburgwedel
•	 Kleinburgwedel
•	 Oldhorst
•	 Thönse
•	 Wettmar

Die Ortswehr Großburgwedel ist als Schwerpunktfeuer-
wehr und die Ortsfeuerwehren Fuhrberg und Wettmar 
sind als Stützpunktfeuerwehren eingerichtet. Die Orts-
feuerwehren Engensen, Kleinburgwedel, Oldhorst und 
Thönse sind Grundausstattungsfeuerwehren (§ 1 Abs. 1 
und 2 der Niedersächsischen Feuerwehrverordnung (Nds. 
FwVO) vom 08.04.2025) (Nds. GVBl. 2025 Nrn. 25,27), in 
der zurzeit geltenden Fassung.

§ 2
Leitung der Freiwilligen Feuerwehr

(1)	 Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Burgwedel wird 
von dem Stadtbrandmeister geleitet (§ 20 Abs. 1 
Satz 1 NBrandSchG). Im Verhinderungsfalle erfolgt 
die Vertretung in allen Dienstangelegenheiten durch 
den 1. Stellvertretenden Stadtbrandmeister und im 
Verhinderungsfall des 1, stellvertretenden Stadt-
brandmeisters durch den 2. stellvertretenden Stadt-
brandmeister. Sie sind im Dienst Vorgesetzte der Mit-
glieder der Freiwilligen Feuerwehr.

(2)	 Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Stadt 
Burgwedel erlassene „Dienstanweisung für Stadt- 
und Ortsbrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr“ 
(Anlage I) zu beachten.

§ 3
Leitung der Ortsfeuerwehr

(1)	 Die Ortsfeuerwehr wird von dem Ortsbrandmeis-
ter geleitet (§ 20 Abs. 1 Satz 2 NBrand-SchG). Im 
Verhinderungsfalle erfolgt die Vertretung in allen 
Dienstangelegenheiten durch den stellvertretenden 
Ortsbrandmeister. Sie sind im Dienst Vorgesetzte der 
Mitglieder der Ortsfeuerwehr.

(2)	 Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Stadt 
Burgwedel erlassene „Dienstanweisung für Stadt- u. 
Ortsbrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr“ zu be-
achten.

§ 4
Führungskräfte taktischer Feuerwehreinheiten

(1)	 Der Ortsbrandmeister bestellt aus den Angehörigen 
der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr nach deren 
Anhörung die entsprechend der Wehrgliederung er-
forderlichen Führer und stellvertretenden Führer der 
taktischen Feuerwehreinheiten Zug, Gruppe, Staffel 
und Trupp für die Dauer von 3 Jahren.

B)	 Verkündungen und Bekanntmachungen der 
Städte und Gemeinden 

Stadt Burgwedel

u	 Satzung für die Freiwillige Feuerwehr in der Stadt 
Burgwedel

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personen-
bezeichnungen und personenbezogenen Hauptwörtern in 
dieser Satzung die männliche Form verwendet. Entspre-
chende Begriffe gelten im Sinne der Gleichbehandlung 
für alle Geschlechter. Die verkürzte Sprachform hat nur 
redaktionelle Gründe und beinhaltet keine Wertung.

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Art. I des 
Gesetzes vom 16.12.2013 (Nds. GVBl. S. 307) und der 
§§ 1 und 2 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes 
(NBrandSchG) vom 18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 269), zu-
letzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 12.12.2012 
(Nds. GVBl. S. 589), in der jeweils gültigen Fassung hat 
der Rat der Stadt Burgwedel in seiner Sitzung am 07. Ok-
tober 2025 folgende 3. Änderungssatzung beschlossen:

eingearbeitet ist die

1.	 Änderung zur Satzung für die Freiwillige Feuerwehr 
in der Stadt Burgwedel vom 14.01.2019, in Kraft ge-
treten am 22.02.2019, amtlich verkündet im Amts-
blatt für die Region Hannover Nr. 7 vom 21.02.2019

2.	 Änderung zur Satzung für die Freiwillige Feuerwehr 
in der Stadt Burgwedel vom 06.05.2021 in Kraft ge-
treten am 02.07.2021, amtlich verkündet im Amts-
blatt für die Region Hannover Nr. 25 vom 01. Juli 
2021.

3.	 Änderung zur Satzung für die Freiwillige Feuerwehr 
in der Stadt Burgwedel vom 20.10.2025 in Kraft ge-
treten am 07.11.2025, amtlich verkündet im Amts-
blatt für die Region Hannover Nr. 19 vom 06.11.2025

4.	 Änderung zur Satzung für die Freiwillige Feuerwehr 
in der Stadt Burgwedel vom 25.06.2026 in Kraft ge-
treten am 10.07.2026, amtlich verkündet im Amts-
blatt für die Region Hannover Nr. 28 vom 09.07.2026

§ 1
Organisation und Aufgaben

Die Freiwillige Feuerwehr ist eine Einrichtung der Stadt 
Burgwedel. Sie besteht aus den zur Sicherstellung des 
Brandschutzes und der Hilfeleistung in den Ortsteilen 
unterhaltenen Ortsfeuerwehren:
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(2)	 Die Führungskräfte der taktischen Einheiten sind im 
Dienst Vorgesetzte der Angehörigen ihrer jeweiligen 
taktischen Einheit.

(3)	 Der Ortsbrandmeister kann die Führungskräfte nach 
Maßgabe des § 10 Abs. 5 Nds. FwVO abberufen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

Vor der Entscheidung über die Abberufung sind die Ange-
hörigen der jeweiligen taktischen Einheit der Ortsfeuer-
wehr und die betroffene Führungskraft anzuhören. Den 
abberufenen Führungskräften wird der bisherige Dienst-
grad belassen. Der Stadtbrandmeister ist über die beab-
sichtigten Maßnahmen rechtzeitig schriftlich zu unter-
richten.

§ 5
Stadtkommando

(1)	 Das Stadtkommando besteht aus

a)	 dem Stadtbrandmeister als Leiter,
b)	 dem 1. stellvertretenden Stadtbrandmeister, 

dem 2. stellvertretenden Stadtbrandmeister, 
den Ortsbrandmeistern, den stellvertretenden 
Ortsbrandmeistern als Beisitzern kraft Amtes,

c)	 dem Stadtjugendfeuerwehrwart, dem Schrift-
wart, dem Stadtausbildungsleiter und dem 
Stadtsicherheitsbeauftragten als Beisitzer.

(2)	 Das Stadtkommando unterstützt den Stadtbrand-
meister. Dabei obliegen dem Stadtkommando insbe-
sondere folgende Aufgaben:

a)	 Vorbereitung der erforderlichen Maßnahmen 
zum Einsatz der Freiwilligen Feuerwehr inner-
halb der Stadt Burgwedel und zur Leistung von 
Nachbarschaftshilfe,

b)	 Mitwirkung bei Feststellung des Bedarfs an An-
lagen, Mitteln einschl. Sonderlöschmitteln und 
Geräten und technischen Einrichtungen für die 
Brandbekämpfung und die Durchführung von 
Hilfeleistungen,

c)	 Mitwirkung bei der Erstellung der Mittelanmel-
dungen für den Haushaltsplan: Produkt „Feuer-
wehr“,

d)	 Mitwirkung bei der Aufstellung von örtlichen 
Alarm- und Einsatzplänen und Plänen für die 
Löschwasserversorgung sowie deren laufende 
Ergänzung,

e)	 Mitwirkung bei der Ermittlung des Löschwas-
serbedarfs,

f)	 Überwachung der laufenden Schulung der Mit-
glieder der Freiwilligen Feuerwehr sowie Bera-
tung bei deren Entsendungen zu Lehrgängen,

g)	 Mitwirkung bei der Planung und Durchführung 
von Übungen,

h)	 Überwachung der Durchsetzung der Unfallver-
hütungsvorschriften und sonstiger Sicherheits-
bestimmungen,

i)	 Mitwirkung bei der Aufstellung einer Feuer-
wehrbedarfsplanung,

j)	 Mitwirkung bei der Erledigung von Aufgaben 
nach § 2 Abs. 4 Nr. 3 NBrandSchG.

(3)	 Die Beisitzer nach Satz 1 Buchstabe c werden auf 
Vorschlag, der in Satz 1 Buchstabe a und b genannten 
Stadtkommandomitglieder von dem Stadtbrandmeis-
ter aus den Angehörigen der Einsatzabteilung der 
Freiwilligen Feuerwehr für die Dauer von drei Jahren 
bestellt. Die Träger anderer Funktionen können als 
weitere stimmberechtigte Beisitzer für die Dauer von 
drei Jahren bzw. für die Dauer ihrer Amtszeit in das 
Stadtkommando aufgenommen werden. Für das Be-
stellungsverfahren gilt Satz 1.

(4)	 Der Stadtbrandmeister kann weitere Mitglieder der 
Feuerwehr oder sachkundige Personen zu Sitzungen 
des Stadtkommandos zuziehen. Diese haben kein 
Stimmrecht.

(5)	 Der Stadtbrandmeister kann die Beisitzer nach 
Absatz 2 Satz 1 Buchst. c und die Träger anderer 
Funktionen nach Absatz 3, bei Vorliegen eines wich-
tigen Grundes nach Anhörung des Stadtkommandos 
vorzeitig abberufen.

(6)	 Das Stadtkommando wird von dem Stadtbrandmeis-
ter bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr, 
mit einwöchiger Ladefrist unter Angabe der Tages-
ordnung einberufen. Die Ladungsfrist kann in drin-
genden Fällen angemessen verkürzt werden. Das 
Stadtkommando ist einzuberufen, wenn die Stadt 
Burgwedel oder mehr als die Hälfte der Stadtkom-
mandomitglieder dies unter Angabe des Grundes 
verlangen.

(7)	 Das Stadtkommando ist beschlussfähig, wenn nach 
ordnungsgemäßer Ladung mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend ist.

(8)	 Beschlüsse des Stadtkommandos werden mit der 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Stimm-
gleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen abge-
stimmt. Abweichend davon wird, wenn ein Mitglied 
des Stadtkommandos es verlangt, schriftlich abge-
stimmt.

(9)	 Über jede Sitzung des Stadtkommandos ist eine Nie-
derschrift zu fertigen, die von dem Stadtbrandmeis-
ter und einem weiteren Mitglied des Stadtkomman-
dos (Schriftwart) zu unterzeichnen ist. Eine Ausferti-
gung ist der Stadtverwaltung zuzuleiten.

(10)	Über die Ernennung des Stadtbrandmeisters be-
schließt der Rat der Stadt Burgwedel nach Anhö-
rung des Regionsbrandmeisters auf Vorschlag der 
Ortsbrandmeister und ihrer Stellvertreter. Als Stadt-
brandmeister, 1. Stellvertreter oder 2. Stellvertreter 
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ist vorgeschlagen, wer in einer hierzu einberufe-
nen Versammlung der tatsächlich bestellten Orts-
brandmeister und ihrer Stellvertreter die Mehrheit 
der Stimmen der Anwesenden erhält.

§ 6
Ortskommando

(1)	 Das Ortskommando unterstützt den Ortsbrandmeis-
ter. Dem Ortskommando obliegen auf der Ortsebene 
die in § 5 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a, b, d, e, f, g, h und 
i aufgeführten Aufgaben.

(2)	 Das Ortskommando entscheidet über die Aufnahme 
von Mitgliedern in die Feuerwehr, über die Auf- bzw. 
Übernahme eines Mitgliedes in eine andere Abtei-
lung der Ortsfeuerwehr sowie über den Ausschluss 
eines Mitgliedes (§ 19).

(3)	 Das Ortskommando besteht aus

a)	 dem Ortsbrandmeister als Leiter,
b)	 dem stellvertretenden Ortsbrandmeister,
c)	 den Führern taktischer Feuerwehreinheiten 

(§ 4) als Beisitzer kraft Amtes,
d)	 dem Jugendfeuerwehrwart, dem Schriftwart 

und dem Gerätewart und dem Sicherheitsbe-
auftragten

e)	 dem Kinderfeuerwehrwart

	 als bestellte Beisitzer.

	 Die Beisitzer nach Satz 1 Buchstabe c und d werden 
von dem Ortsbrandmeister aus den Angehörigen der 
Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr auf Vorschlag 
der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei 
Jahren bestellt. Der Beisitzer nach Satz 1 Buchstabe 
e) wird von dem Ortsbrandmeister nach Anhörung 
des Ortskommandos für die Dauer von drei Jahren 
bzw. für die Dauer seiner Amtszeit in das Ortskom-
mando bestellt. Träger anderer Funktionen können 
als weitere stimmberechtigte Beisitzer für die Dauer 
von drei Jahren bzw. für die Dauer ihrer Amtszeit in 
das Ortskommando aufgenommen werden. § 5 Abs. 3 
Satz 1 gilt entsprechend.

	 Der Ortsbrandmeister kann die Beisitzer nach Abs. 3, 
Satz 1, Buchst. c und d und Träger anderer Funktio-
nen, bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach An-
hörung der Mitgliederversammlung vorzeitig abberu-
fen.

(4)	 Das Ortskommando wird von dem Ortsbrandmeister 
bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr mit 
einwöchiger Ladungsfrist unter Angabe der Tages-
ordnung einberufen. Die Ladungsfrist kann in drin-
genden Fällen angemessen verkürzt werden. Das 
Ortskommando ist einzuberufen, wenn der Stadt-
brandmeister oder mehr als die Hälfte der Ortskom-
mandomitglieder dies unter Angabe des Grundes 

verlangen. Der Stadtbrandmeister kann an allen Sit-
zungen des Ortskommandos mit beratender Stimme 
teilnehmen. Für Beschlüsse des Ortskommandos gel-
ten § 5 Abs. 6 und 7 entsprechend.

(5)	 Über jede Sitzung des Ortskommandos ist eine Nie-
derschrift zu fertigen, die von dem Ortsbrandmeister 
und einem weiteren Mitglied des Stadtkommandos 
(Schriftwart) zu unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung 
der Niederschrift ist der Stadtverwaltung und dem 
Stadtbrandmeister zuzuleiten.

(6)	 Über die Ernennung der Ortsbrandmeister beschließt 
der Rat der Stadt Burgwedel nach Anhörung des Re-
gionsbrandmeisters auf Vorschlag der Angehörigen 
der Einsatzabteilung. Als Ortsbrandmeister, Stellver-
treter ist vorgeschlagen, wer in einer hierzu einberu-
fenen Versammlung der Angehörigen der Einsatzab-
teilung der Ortsfeuerwehr die Mehrheit der Stimmen 
der Anwesenden erhält.

§ 7
Mitgliederversammlung

(1)	 Die Mitgliederversammlung beschließt über die An-
gelegenheiten der Ortsfeuerwehr, für die nicht der 
Stadtbrandmeister, der Ortsbrandmeister, das Stadt-
kommando oder das Ortskommando im Rahmen 
dieser Satzung oder anderer Vorschriften zuständig 
sind.

	 Insbesondere obliegen ihr

a)	 die Entgegennahme des Jahresberichtes (Tätig-
keitsberichts),

b)	 die Entgegennahme des Berichtes über die 
Dienstbeteiligung,

c)	 die Entscheidung über die Berufung von Ehren-
mitgliedern.

(2)	 Die Mitgliederversammlung wird von dem Orts-
brandmeister bei Bedarf, mindestens jedoch einmal 
im Jahr, einberufen. Sie ist einzuberufen, wenn die 
Stadt Burgwedel oder ein Drittel der Mitglieder der 
Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr dies unter An-
gabe des Grundes verlangen. Ort und Zeit der Mit-
gliederversammlung sind mindestens zwei Wochen 
vorher ortsüblich unter Mitteilung der Tagesordnung 
bekannt zu geben. An der Mitgliederversammlung 
soll jeder Angehörige der Einsatzabteilung der Orts-
feuerwehr teilnehmen. Angehörige anderer Abteilun-
gen können teilnehmen.

(3)	 Die Mitgliederversammlung wird von dem Orts-
brandmeister geleitet; sie ist beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder 
(Abs. 4) anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist 
innerhalb von vier Wochen unter Einhaltung der La-
dungsfrist eine neue Mitgliederversammlung mit der 
gleichen Tagesordnung einzuberufen, die unabhän-
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gig von der Zahl der anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder beschlussfähig ist. Auf die Beschlussfä-
higkeit der erneuten Mitgliederversammlung ist in 
der Einladung hinzuweisen.

(4)	 Jeder Angehörige der Einsatzabteilung hat eine Stim-
me, die nicht übertragen werden kann (stimmberech-
tigtes Mitglied). Angehörige anderer Abteilungen ha-
ben beratende Stimme.

(5)	 Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesen-
den stimmberechtigten Mitglieder gefasst; Stim-
mengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen ab-
gestimmt. Abweichend davon wird, wenn ein stimm-
berechtigtes Mitglied es verlangt, eine schriftliche 
Abstimmung durchgeführt.

(6)	 Über jede Mitgliederversammlung ist eine Nieder-
schrift zu fertigen, die von dem Ortsbrandmeister 
und dem Schriftwart zu unterzeichnen ist. Eine Aus-
fertigung der Niederschrift ist dem Stadtbrandmeis-
ter sowie der Stadtverwaltung zuzuleiten.

§ 8
Verfahren bei Vorschlägen

(1)	 Über Vorschläge zur Besetzung von Funktionen, de-
ren Besetzung durch die Mitgliederversammlung 
erfolgt, wird schriftlich abgestimmt. Ist nur ein Vor-
schlag gemacht, wird, wenn niemand widerspricht, 
durch Zuruf abgestimmt. Vorgeschlagen ist, wer die 
Mehrheit der Stimmen erhält.

(2)	 Wird eine Mehrheit nicht erreicht, so findet eine 
zweite Abstimmung statt, durch die das Mitglied vor-
geschlagen ist, für das die meisten Stimmen abgege-
ben worden sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
das Los, das von dem jeweiligen Leiter des Verfah-
rens zu ziehen ist.

(3)	 Über den der Stadt Burgwedel nach § 20 Abs. 4 
NBrandSchG abzugebenden Vorschlag der in das Eh-
renbeamtenverhältnis zu berufenden Führungskräfte 
(Stadtbrandmeister, Ortsbrandmeister sowie deren 
Stellvertreter) wird schriftlich abgestimmt. Wird bei 
mehr als zwei Bewerbern im ersten Abstimmungs-
gang nicht die für den Vorschlag nach § 20 Abs. 5 
NBrandSchG erforderliche Mehrheit erreicht, so ist 
eine Stichabstimmung zwischen den beiden Bewer-
bern, auf die die meisten Stimmen entfallen sind, 
durchzuführen. Wird die erforderliche Mehrheit wie-
derum nicht erreicht, können am gleichen Tage er-
neute Abstimmungen durchgeführt werden.

§ 9
Angehörige der Einsatzabteilung

(1)	 Der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr 
kann als Vollmitglied angehören, wer

1.	 Einwohnerin oder Einwohner der Gemeinde 
ist oder für Einsätze regelmäßig zur Verfügung 
steht,

2.	 für den Einsatzdienst persönlich und gesund-
heitlich geeignet ist und

3.	 das 16. Lebensjahr vollendet hat.

Ein Vollmitglied der Einsatzabteilung einer Freiwilligen 
Feuerwehr kann der Einsatzabteilung der Freiwilligen 
Feuerwehr einer anderen Gemeinde als Mitglied, das nur 
für Einsätze zur Verfügung steht (Doppelmitglied), ange-
hören, wenn es Einwohnerin oder Einwohner der anderen 
Gemeinde ist oder dort für Einsätze regelmäßig zur Ver-
fügung steht. Die Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung en-
det spätestens mit Vollendung des 67. Lebensjahres. Ein 
Mitglied der Einsatzabteilung kann, wenn die Freiwillige 
Feuerwehr eine Altersabteilung hat, ab dem Tag der Voll-
endung des 55. Lebensjahres ohne Angabe von Gründen 
in die Altersabteilung übertreten.

(2)	 Aufnahmegesuche sind schriftlich an die für den 
Wohnsitz zuständige Ortsfeuerwehr zu richten. An-
träge von Doppelmitgliedern sind an die Ortsfeuer-
wehr zu richten, in deren Bereich die regelmäßige 
Teilnahme an Einsätzen erfolgen soll. Die Stadt Burg-
wedel kann ein Führungszeugnis und ein ärztliches 
Zeugnis über den Gesundheitszustand der Bewerber 
anfordern. Sie trägt die Kosten.

(3)	 Über die Aufnahme in die Einsatzabteilung entschei-
det das Ortskommando (§ 6 Abs. 2). Der Ortsbrand-
meister hat die Stadtverwaltung über den Stadt-
brandmeister vor der Bekanntgabe der Entscheidung 
über den Aufnahmeantrag zu unterrichten, soweit die 
Stadt Burgwedel darauf nicht generell verzichtet hat.

(4)	 Bei der Aufnahme ist folgende schriftliche Erklärung 
abzugeben:

	 „Ich verspreche, die freiwillig übernommenen Pflich-
ten als Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr pünktlich 
und gewissenhaft zu erfüllen und gute Kamerad-
schaft zu halten.“

(5)	 Die Zugehörigkeit zu einer Ortsfeuerwehr richtet sich 
bei Angehörigen der Einsatzabteilung nach ihrem 
Wohnsitz. In Einzelfällen kann das Stadtkommando 
eine hiervon abweichende Regelung treffen.

§ 10
Angehörige der Altersabteilung

(1)	 Angehörige der Einsatzabteilung sind in die Altersab-
teilung zu übernehmen, wenn sie das 67. Lebensjahr 
vollendet haben.

(2)	 Angehörige der Einsatzabteilung können ab Voll-
endung des 55. Lebensjahres ohne Angabe von Grün-
den auf ihren Antrag in die Altersabteilung übernom-
men werden.
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(3)	 Angehörige der Altersabteilung dürfen bei dienstli-
chen Veranstaltungen Dienstkleidung tragen.

(4)	 Angehörige der Altersabteilung können mit ihrem 
Einverständnis zu Diensten außerhalb des Übungs- 
und Einsatzdienstes herangezogen werden.

§ 11
Jugendabteilung

(1)	 Jugendabteilungen können nach Anhörung des Stadt-
kommandos und Zustimmung der Stadt Burgwedel in 
jeder Ortsfeuerwehr eingerichtet werden.

(2)	 Geeignete Kinder und Jugendliche aus der Stadt 
Burgwedel können nach Vollendung des 10. Lebens-
jahres, bis Ablauf des Kalenderjahres, in dem das 18. 
Lebensjahr vollendet wird, Mitglied in der Jugendab-
teilung sein, wenn die schriftliche Einwilligung der 
Erziehungsberechtigten vorliegt.

(3)	 Darüber hinaus können Mitglieder, die die allgemei-
ne Jugendarbeit fördern oder betreuende Aufgaben 
wahrnehmen, über die in § 18 Abs. 3 genannte Alters-
grenze (18 Jahre) tätig werden.

(4)	 Über die Aufnahme in die Jugendabteilung entscheidet 
das Ortskommando auf Vorschlag des Jugendfeuer-
wehrwarts. Die Jugendfeuerwehr der Ortsfeuerwehr 
wird von dem Jugendfeuerwehrwart geleitet. Der Ju-
gendfeuerwehrwart muss ebenso wie seine Vertretung 
der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Burgwedel angehören. Der Jugendfeuerwehr-
wart und seine Vertretung muss mit Erfolg an einem 
Gruppenführerlehrgang, an einem Jugendgruppenlei-
terlehrgang und soll an einem Lehrgang für Führungs-
kräfte der Jugendabteilung an dem Niedersächsischen 
Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz (NLBK) 
teilgenommen haben. Der Jugendfeuerwehrwart und 
seine Vertretung werden auf Vorschlag der Mehrheit 
der Mitglieder der Jugendabteilung nach Anhörung der 
Mitgliederversammlung der Ortsfeuerwehr von dem 
Ortsbrandmeister für die Dauer von drei Jahren bestellt.

(5)	 Die Jugendfeuerwehren der Ortsfeuerwehren bilden 
die Stadtjugendfeuerwehr der Stadt Burgwedel. Die 
Stadtjugendfeuerwehr wird von dem Stadtjugend-
feuerwehrwart nach Maßgabe der Richtlinien für 
die Jugendfeuerwehr geleitet. Der Stadtjugendfeuer-
wehrwart und seine Vertretung müssen der Einsatz-
abteilung der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Burg-
wedel angehören; sie müssen mit Erfolg an einem 
Gruppenführerlehrgang, an einem Jugendgruppen-
leiterlehrgang und sollen an einem Lehrgang für Füh-
rungskräfte der Jugendabteilung an dem NLBK teilge-
nommen haben. Der Stadtjugendfeuerwehrwart und 
seine Vertretung werden auf Vorschlag der Mehrheit 
der Jugendfeuerwehrwarte der Ortsfeuerwehren 
nach Anhörung des Stadtkommandos von dem Stadt-
brandmeister für die Dauer von drei Jahren bestellt.

(6)	 Jede Jugendfeuerwehr benennt gem. § 13 Abs. 5 
NBrandSchG zur Betreuung ihrer Freizeitmaßnahmen 
freizustellende Personen.

(7)	 Bei der Mitwirkung in der Jugendabteilung gelten er-
gänzend die von der Stadt Burgwedel beschlossenen 
Schutz und Präventionskonzepte zum Kinder- und Ju-
gendschutz.

§ 12
Kinderabteilung

(1)	 Kinderabteilungen können nach Anhörung des Stadt-
kommandos und Zustimmung der Stadt Burgwedel 
in jeder Ortsfeuerwehr eingerichtet werden. Die Kin-
derabteilungen sollen Kinder spielerisch auf die Auf-
nahme in die Jugendabteilung vorbereiten.

(2)	 Geeignete Kinder aus der Stadt Burgwedel können 
nach Vollendung des 6. Lebensjahres, aber noch 
nicht des 12. Lebensjahres Mitglied in der Kinder-
abteilung werden, wenn die schriftliche Einwilligung 
der Erziehungsberechtigten vorliegt.

(3)	 Über die Aufnahme in die Kinderabteilung entschei-
det das Ortskommando auf Vorschlag des Kinderfeu-
erwehrwarts.

(4)	 Die Kinderfeuerwehr wird von einer geeigneten 
Person, die pädagogisch geschult oder fachlich be-
sonders für den Umgang mit Kindern qualifiziert ist 
geleitet; die Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Burgwedel ist nicht 
erforderlich. Der Kinderfeuerwehrwart soll ebenso 
wie seine Vertretung die Voraussetzungen für die 
Ausstellung der bundeseinheitlichen Card für Jugend-
leiter (Juleica) gemäß Bezugserlass erfüllen.

(5)	 Jede Kinderfeuerwehr benennt gem. § 13 Abs. 5 
NBrandSchG zur Betreuung ihrer Freizeitmaßnahmen 
freizustellende Personen.

(6)	 Bei der Mitwirkung in der Kinderabteilung gelten er-
gänzend die von der Stadt Burgwedel beschlossenen 
Schutz und Präventionskonzepte zum Kinder- und Ju-
gendschutz.

§ 13
Angehörige der Musikabteilung, 

Feuerwehrmusik

(1)	 Musikabteilungen können eingerichtet werden.

(2)	 Die Zugehörigkeit zur Musikabteilung ist an beson-
dere Voraussetzungen nicht gebunden. Die Ange-
hörigen der Musikabteilung müssen ihren Wohnsitz 
nicht in der Stadt Burgwedel haben. Sie müssen kei-
nen Einsatzdienst leisten. Bei Minderjährigen ist die 
schriftliche Einwilligung der Erziehungsberechtigten 
erforderlich.
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(3)	 Über die Aufnahme entscheidet das Ortskommando.

§ 14
Innere Organisation der Abteilungen

Die Organisation der einzelnen Abteilungen richtet sich 
nach den jeweiligen Rechtsvorschriften des Landes und/
oder den jeweiligen Organisationsgrundsätzen der Stadt 
Burgwedel (Anlage II und Anlage III).

§ 15
Angehörige der Ehrenabteilung

Feuerwehrmitglieder und sonstige Einwohner der Stadt 
Burgwedel, die sich besondere Verdienste um den kom-
munalen Brandschutz und die Hilfeleistung erworben ha-
ben, können auf Vorschlag des Ortskommandos nach An-
hörung der Stadt Burgwedel und des Stadtbrandmeisters 
durch die Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern 
der Freiwilligen Feuerwehr ernannt werden.

§ 16
Fördernde Mitglieder

Die Feuerwehr kann fördernde Mitglieder aufnehmen; 
über die Aufnahme entscheidet das Ortskommando.

§ 17
Rechte und Pflichten

(1)	 Die Angehörigen der Einsatzabteilung sind verpflich-
tet, die ihnen übertragenen Aufgaben gewissenhaft 
auszuführen. Sie haben die von ihren Vorgesetzten 
im Rahmen der Aufgaben der Feuerwehr gegebenen 
Anordnungen zu befolgen. Angehörige der Einsatz-
abteilung, die aus persönlichen Gründen vorüberge-
hend an der Teilnahme am Einsatz- und Ausbildungs-
dienst verhindert sind, können auf Antrag durch den 
Ortsbrandmeister befristet beurlaubt werden. Wäh-
rend der Dauer der Beurlaubung ruhen die Rechte 
und Pflichten als Angehöriger der Einsatzabteilung.

(2)	 Die Mitglieder in der Kinder- und Jugendabteilung 
sollen an dem für sie vorgesehenen Übungsdienst 
und sonstigen Veranstaltungen teilnehmen. Sie ha-
ben die im Rahmen der Aufgaben der Kinder- und Ju-
gendabteilung gegebenen Anordnungen zu befolgen.

(3)	 Jedes Mitglied hat die ihm überlassenen Bekleidungs- 
und Ausrüstungsgegenstände sowie die Geräte pfleg-
lich und schonend zu behandeln.

	 Bei vorsätzlicher und grob fahrlässiger Beschädigung 
von Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenständen so-
wie von Geräten kann die Stadt Burgwedel den Er-
satz des entstandenen Schadens verlangen. Dienst-
kleidung darf außerhalb des Dienstes nicht getragen 
werden.

(4)	 Mitglieder, die Feuerwehrdienst verrichten, sind 
nach den gesetzlichen Bestimmungen unfallversi-
chert. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die „Unfallver-
hütungsvorschriften für Feuerwehren“ zu beachten. 
Tritt ein Unfall im Feuerwehrdienst ein, so ist dies 
unverzüglich über die Ortsfeuerwehr der Stadt Burg-
wedel zu melden. Dies gilt auch für Erkrankungen, 
die erkennbar auf den Feuerwehrdienst zurückzufüh-
ren sind.

(5)	 Stellt ein Mitglied fest, dass ihm während des Feuer-
wehrdienstes ein Schaden an seinem privaten Eigen-
tum entstanden ist, so gilt Absatz 4 Satz 3 entspre-
chend.

(6)	 Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Burgwedel haben über Angelegenheiten, die 
Ihnen bei ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit bekannt ge-
worden sind, auch nach Beendigung der ehrenamt-
lichen Tätigkeit, Verschwiegenheit zu wahren (§ 12 
Abs. 6 NBrandSchG). Ordnungswidrig handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig die Verschwiegenheits-
pflicht verletzt (§ 37 Abs. 1 NBrandSchG).

(7)	 Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Burgwedel dürfen ohne Genehmigung über 
Angelegenheiten, über die sie verschwiegen zu sein 
haben, weder vor Gericht noch außergerichtlich aus-
sagen.

§ 18
Verleihung von Dienstgraden

(1)	 Dienstgrade dürfen an Angehörige der Einsatzabtei-
lung nur unter Beachtung der § 11 FwVO verliehen 
werden.

(2)	 Die Verleihung eines Dienstgrades innerhalb der 
Ortsfeuerwehr bis zum Dienstgrad „Erste Haupt-
feuerwehrfrau oder Erster Hauptfeuerwehrmann“ 
vollzieht der Ortsbrandmeister auf Beschluss des 
Ortskommandos. Die Verleihung bedarf der Zu-
stimmung des Stadtbrandmeisters. Verleihungen 
ab Dienstgrad „Löschmeister“ bzw. „Brandmeister“ 
vollzieht der Stadtbrandmeister auf Beschluss des 
Ortskommandos. Die Verleihung eines Dienstgrades 
an Funktionsträger der Stadtfeuerwehr vollzieht der 
Stadtbrandmeister auf Beschluss des Stadtkomman-
dos.

§ 19
Beendigung der Mitgliedschaft

(1)	 Die Mitgliedschaft endet durch:

a)	 Austrittserklärung,
b)	 Richterspruch, wenn dadurch die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter verloren wurde,
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c)	 Auflösung der Freiwilligen Feuerwehr,
d)	 Aufgabe des Wohnsitzes oder des ständigen 

Aufenthaltes in der Stadt Burgwedel bei Ange-
hörigen der Einsatzabteilung,

e)	 Wegfall der regelmäßigen Verfügbarkeit bei 
Doppelmitgliedern,

f)	 Ausschluss.

(2)	 Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr en-
det für die Mitglieder der Kinderabteilung darüber 
hinaus

a)	 mit der Auflösung der Kinderabteilung,
b)	 mit der nach Vollendung des zehnten Lebens-

jahres möglichen Übernahme als Mitglied der 
Jugendabteilung, spätestens jedoch mit Voll-
endung des 12. Lebensjahres.

(3)	 Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr 
endet für die Mitglieder der Jugendabteilung über 
Absatz 1 hinaus

a)	 mit der Auflösung der Jugendabteilung,
b)	 mit der nach Vollendung des 16. Lebensjahres 

möglichen Übernahme als Angehöriger der 
Einsatzabteilung, spätestens jedoch mit Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem das 18. Lebensjahr 
vollendet wird.

(4)	 Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr kann mit 
einer Frist von einem Monat zum Vierteljahresende 
erfolgen; der Austritt ist gegenüber der Ortsfeuer-
wehr spätestens einen Monat vor dem Vierteljahres-
ende schriftlich zu erklären.

(5)	 Die Beendigung der Mitgliedschaft im Falle der Ge-
schäftsunfähigkeit ist der gesetzlichen Vertreterin 
oder dem gesetzlichen Vertreter der oder des Betrof-
fenen durch die Stadt Burgwedel schriftlich mitzutei-
len.

(6)	 Angehörige der Einsatzabteilung sind aus der Ein-
satzabteilung zu entlassen, wenn sie gesundheitlich 
nicht mehr geeignet sind. Sie können in eine andere 
Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr übernommen 
werden, wenn sie die Voraussetzungen für eine Zuge-
hörigkeit zu dieser Abteilung erfüllen.

(7)	 Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr können aus 
der Freiwilligen Feuerwehr ausgeschlossen werden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger 
Grund liegt insbesondere dann vor, wenn ein Mit-
glied:

1.	 wiederholt seine Pflicht zur Teilnahme am Ein-
satz- und Ausbildungsdienst verletzt,

2.	 wiederholt fachliche Weisungen der Vorgesetz-
ten nicht befolgt,

3.	 die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr 
durch sein Verhalten erheblich stört,

4.	 das Ansehen der Feuerwehr geschädigt hat,
5.	 rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr 

als einem Jahr verurteilt worden ist,
6.	 innerhalb oder außerhalb der Freiwilligen 

Feuerwehr durch Äußerungen oder tatsächli-
che Handlungen zu erkennen gibt, dass er die 
freiheitlich demokratische Grundordnung nicht 
anerkennt,

7.	 das Wohl von Kindern und Jugendlichen gefähr-
det.

(8)	 Über die Einleitung eines Verfahrens zum Ausschluss 
aus der Freiwilligen Feuerwehr beschließt das Orts-
kommando. Das Verwaltungsverfahren wird durch 
die Stadt Burgwedel geführt. Vor der Entscheidung 
über den Ausschluss aus der Freiwilligen Feuerwehr 
ist dem Stadtkommando und der oder dem Betrof-
fenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die 
Ausschlussverfügung wird von der Stadt Burgwedel 
erlassen.

(9)	 Angehörige der Einsatzabteilung und Mitglieder der 
Kinder- oder Jugendfeuerwehr können, wenn gegen 
sie ein Ausschlussverfahren eingeleitet wurde, von 
dem Ortsbrandmeister bis zur Entscheidung über 
den Ausschluss suspendiert werden.

(10)	Die Beendigung der Mitgliedschaft eines Angehöri-
gen der Einsatzabteilung hat die Ortsfeuerwehr über 
den Stadtbrandmeister der Stadt Burgwedel schrift-
lich anzuzeigen.

(11)	 Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes der 
Freiwilligen Feuerwehr sind innerhalb einer Woche 
Dienstkleidung, Dienstausweis, Ausrüstungsgegen-
stände und alle sonstigen zu Dienstzwecken zur 
Verfügung gestellten Gegenstände bei der Ortsfeuer-
wehr abzugeben. Die Ortsfeuerwehr bestätigt dem 
ausscheidenden Mitglied den Empfang der zurück-
gegebenen Gegenstände und händigt ihm eine Be-
scheinigung über die Dauer der Mitgliedschaft und 
den Dienstgrad aus.

(12)	Werden zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellte 
Gegenstände nach Absatz 11 Satz 1 von dem ausge-
schiedenen Mitglied trotz schriftlicher Aufforderung 
nicht zurückgegeben, kann die Stadt Burgwedel den 
Ersatz des entstandenen Schadens bis zur Höhe der 
Wiederbeschaffungskosten verlangen.
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§ 20
Inkrafttreten

(1)	 Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung in Kraft.

Burgwedel, den 25.06.2026

Stadt Burgwedel
Wendt

Die Bürgermeisterin

– – –

Stadt Gehrden

u	 Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Entschädigung von Ratsmitgliedern, 
Ehrenbeamtinnen, Ehrenbeamten und 
ehrenamtlicher Tätigkeit der Stadt Gehrden

Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54, 55, 58, 71 und 91 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29.01.2025 (Nds. GVBl. 
2025 Nr. 3), hat der Rat der Stadt Gehrden in seiner Sit-
zung am 24.06.2026 folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1

Die Satzung über die Entschädigung von Ratsmitgliedern, 
Ehrenbeamtinnen, Ehrenbeamten und ehrenamtlicher Tä-
tigkeit der Stadt Gehrden in der Fassung vom 06.10.2025 
wird in

§ 5 Abs. 1 wie folgt geändert:

Im Kostentarifpunkt „p.“ wird am Satzende der Punkt 
durch ein Komma ersetzt.

Es wird nach Kostentarifpunkt „p.“ der Kostentarifpunkt „q. 
je Abnahme einer praktischen Fahrprüfung nach § 1 Abs. 2 
Satz 1 Fahrberechtigungsverordnung 75 €.“ eingefügt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.

Gehrden, den 25.06.2026

Stadt Gehrden
Malte Losert

Bürgermeister

– – –
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(2) 	 Für das Mittagessen in Kindertagesstätten in freier 
Trägerschaft sowie im Rahmen von Ferienbetreu-
ungsangeboten externer Kooperationspartner kön-
nen abweichende Beträgeerhoben werden.

(3) 	 Grundsätzlich kann die Anmeldung zum Mittagessen 
nur für volle Monate erfolgen. In der Ferienbetreu-
ung kann das Mittagessen für den angemeldeten Zeit-
raum in Anspruch genommen werden.

(4) 	 Das Mittagessen kann für die Zeit längerer Erkran-
kungen, Kuren und Urlaube auch außerhalb der 
Schließungszeiten bei vorheriger Abmeldung mit 
einer Frist von 14 Tagenwochenweise abbestellt wer-
den.

(5) 	 Sorgeberechtigte, deren Kind Leistungen nach dem 
Bildungs- und Teilhabepaket erhält,werden für den 
berechtigten Zeitraum von dem Eigenanteil befreit. 
Dies muss durch eine Bildungs- und Teilhabeberech-
tigung (BuT-Berechtigung) nachgewiesen werden.

§ 7 „Festsetzung, Fälligkeit und Einziehung der Benut-
zungsgebühren“ wird folgender Absatz 4 angefügt:

Die Absätze 1 bis 3 gelten ausschließlich für Kindertages-
stätten in Trägerschaft der Stadt Hemmingen; die Festset-
zung, Erhebung und Einziehung von Gebühren bzw. Kos-
tenbeiträgen für Kindertagesstätten in freier Trägerschaft 
sowie Angebote externer Kooperationspartnererfolgt 
durch den jeweiligen Träger bzw. Kooperationspartner.

§ 8 „Erlass- und Übernahmemöglichkeiten“ Abs. 1:

In § 8 Abs. 1 werden nach den Wörtern „Benutzung einer 
Kindertagesstätte“ die Wörter „und die Inanspruchnahme 
der Ferienbetreuung“ eingefügt.

Anlage zu § 1 (Gebührentarif)

Die Anlage zu § 1 (Gebührentarif) wird ersetzt durch die 
Anlage zu dieser 2. Änderungssatzung. Die neue Anlage 
ist Bestandteil dieser Satzung.

Artikel II

Die 2. Änderungssatzung tritt am 01.08.2026 in Kraft.

Hemmingen, den 25.06.2026

Stadt Hemmingen
Jan Dingeldey

Der Bürgermeister

Stadt Hemmingen

u	 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die 
Kindertagesstätten der Stadt Hemmingen

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes(NKomVG) i.V.m. den §§ 2 
und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG)und des § 22 des Niedersächsischen Gesetzes über 
Kindertagesstätten und Kindertagespflege(NKiTaG) sowie 
§§ 10, 22, 22a, 24 und 90 Sozialgesetzbuch Achtes Buch 
– Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) in den zurzeit gelten-
den Fassungen hat der Rat der Stadt Hemmingen in seiner 
Sitzung am 25.06.2026 folgende 2. Änderungssatzung der 
„Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Kinder-
tagesstätten der Stadt Hemmingen“ beschlossen:

Artikel I

§ 1 „Benutzungsgebühr“ Abs. 1 wird wie folgt neu ge-
fasst:

Für die Benutzung der Kindertagesstätten (Krippengrup-
pen und Kindergartengruppen) und die Inanspruchnahme 
der Ferienbetreuung und Sonderleistungen (Früh- und 
Spätdienst) an den Grundschulen wird eine Gebühr nach 
dem anliegenden Gebührentarif festgesetzt. Dabei han-
delt es sich, mit Ausnahme der Benutzungsgebühren für 
die Ferienbetreuung, grundsätzlich um eine Jahresgebühr 
für das jeweilige Kindergartenjahr (01.08.-31.07.), die in 
zwölfmonatlichen Teilbeträgen dargestellt und zu zahlen 
ist.

In § 3 „Geschwisterermäßigung“ Abs. 1 wird folgender 
Passus gestrichen:

„wobei Geschwisterkinder im Hort unberücksichtigt blei-
ben“

§ 4 „Essengeld“ wird wie folgt neu gefasst:

§ 4
Essengeld

(1) 	 Das Essengeld für das in den Kindertagesstätten in 
Trägerschaft der Stadt Hemmingen ausgegebene Mit-
tagessen ergibt sich aus dem anliegenden Gebühren-
tarif. Das Essengeld ist eine Sonderleistung und ist 
zusätzlich zur Gebühr für die Benutzung der Kinder-
tagesstätte zu zahlen. Es besteht keine Verpflichtung 
zur Teilnahme an der kostenpflichtigen Mittagsver-
pflegung.
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Anlage zur 2. Änderungssatzung

Anlage zu § 1 der Satzung über die Erhebung von Gebüh-
ren für die Kindertagesstätten der Stadt Hemmingen

Gebührentarif ab 01.08.2026

Monatliche Benutzungsgebühren für Kinder bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres (U3)

Betreuungszeiten

bei durchschnittlichen monatlichen Bruttoeinkünften i.H.v.

über 
6.112 €

zwischen 
6.112 € und 

4.889 €

zwischen 
4.888 € und 

3.667 €

zwischen 
3.666 € und 

2.445 €

unter 
2.445 €

Stufe 5 Stufe 4 Stufe 3 Stufe 2 Stufe 1

Ganztagsbetreuung (8 h) 
08:00 bis 16:00 Uhr 304 € 243 € 182 € 122 € 61 €

Halbtagsbetreuung (6 h) 
08:00 bis 14:00 Uhr 228 € 182 € 137 € 91 € 46 €

Halbtagsbetreuung (4 h) 
08:00 bis 12:00 Uhr 152 € 122 € 91 € 61 € 31 €

Sonderleistungen

Frühdienst* (0,5 h) 
07:30 bis 08:00 Uhr 19 € 0 €

Frühdienst* (1 h)* 
07:00 bis 08:00 Uhr 38 € 0 €

Spätdienst* (0,5 h; 
Montag bis Donnerstag) 
16:00 bis 16:30 Uhr

19 € 0 €

Mittagessen** 64,00 € 64,00 €

Monatliche Benutzungsgebühren für Kinder ab Vollendung des dritten Lebensjahres bis zur Einschulung (Ü3)

Betreuungszeiten

bei durchschnittlichen monatlichen Bruttoeinkünften i.H.v.

über 
6.112 €

zwischen 
6.112 € und 

4.889 €

zwischen 
4.888 € und 

3.667 €

zwischen 
3.666 € und 

2.445 €

unter 
2.445 €

Stufe 5 Stufe 4 Stufe 3 Stufe 2 Stufe 1

Ganztagsbetreuung (8 h) 
08:00 bis 16:00 Uhr 0 €

Sonderleistungen

Frühdienst* (0,5 h) 
07:30 bis 08:00 Uhr 19 € 0 €

Frühdienst* (1 h)* 
07:00 bis 08:00 Uhr 38 € 0 €

Spätdienst* (0,5 h; Montag bis 
Donnerstag) 
16:00 bis 16:30 Uhr

19 € 0 €

Mittagessen** 66,00 € 66,00 €
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Monatliche Benutzungsgebühren ab Einschulung für Randzeitenbetreuung Grundschulen

Betreuungszeiten

bei durchschnittlichen monatlichen Bruttoeinkünften i.H.v.

über 
6.112 €

zwischen 
6.112 € und 

4.889 €

zwischen 
4.888 € und 

3.667 €

zwischen 
3.666 € und 

2.445 €

unter 
2.445 €

Stufe 5 Stufe 4 Stufe 3 Stufe 2 Stufe 1

Sonderleistungen

Frühdienst* (0,5 h) 
07:30 bis 08:00 Uhr 19 € 0 €

Frühdienst* (1 h) 
07:00 bis 08:00 Uhr 38 € 0 €

Spätdienst* (0,5 h; 
Montag bis Donnerstag) 
16:00 bis 16:30 Uhr

19 € 0 €

Wöchentliche Benutzungsgebühren für Kinder in Ferienbetreuung (ab Einschulung)

Betreuungszeiten /  
Sonderleistung

bei durchschnittlichen monatlichen Bruttoeinkünften i.H.v.

über 
6.112 €

zwischen 
6.112 € und 

4.889 €

zwischen 
4.888 € und 

3.667 €

zwischen 
3.666 € und 

2.445 €

unter 
2.445 €

Stufe 5 Stufe 4 Stufe 3 Stufe 2 Stufe 1

Ganztagsbetreuung (8 h) 
08:00 bis 16:00 Uhr 84 € 67 € 50 € 34 € 17 €

Halbtagsbetreuung (5 h) 
08:00 bis 13:00 Uhr 53 € 42 € 32 € 21 € 11 €

Sonderleistungen

Frühdienst* (0,5 h) 
07:30 bis 08:00 Uhr 5 € 0 €

Frühdienst* (1 h) 
07:00 bis 08:00 Uhr 10 € 0 €

Spätdienst* (0,5 h; Montag bis 
Donnerstag) 
16:00 bis 16:30 Uhr

5 € 0 €
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Benutzungsgebühren pro Tag für Kinder in Ferienbetreuung (ab Einschulung) in den
Winter- und Weihnachtsferien, Himmelfahrt, Pfingsten

Betreuungszeiten /  
Sonderleistung

bei durchschnittlichen monatlichen Bruttoeinkünften i.H.v.

über 
6.112 €

zwischen 
6.112 € und 

4.889 €

zwischen 
4.888 € und 

3.667 €

zwischen 
3.666 € und 

2.445 €

unter 
2.445 €

Stufe 5 Stufe 4 Stufe 3 Stufe 2 Stufe 1

Ganztagsbetreuung (8 h) 
08:00 bis 16:00 Uhr 17 € 14 € 10 € 7 € 3 €

Halbtagsbetreuung (5 h) 
08:00 bis 13:00 Uhr 11 € 9 € 7 € 4 € 2 €

Hinweise:
* Früh- und Spätdienst nur in den Einrichtungen mit entsprechenden 
Öffnungszeiten
** Die ausgewiesenen Beträge gelten ausschließlich für Kindertages-
stätten in Trägerschaft der Stadt Hemmingen.

– – –

u	 Verordnung über die Ausweisung von 
Wildschongebieten in der Stadt Hemmingen

Aufgrund der § 33 Abs. 2 und § 43 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Gesetzes über den Wald und die Landschaftsord-
nung (NWaldLG) vom 21. März 2002 (Nds. GVBl. S. 112) 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Mai 
2022 (Nds GVBl.S. 315) hat der Rat der Stadt Hemmin-
gen in seiner Sitzung am 21.05.2026 die Aktualisierung 
der Verordnung über die Ausweisung von Wildschongebie-
ten in der Stadt Hemmingen vom 17.07.2006 beschlossen.

§ 1
Geltungsbereich und Schutzzweck

Die Verordnung dient dem Schutz der Rückzugsmöglich-
keiten des Wildes, insbesondere dem Schutz der Jungtie-
re, sowie der sonstigen wild lebenden Tiere vor Beunru-
higungen. Sie gilt für die freie Landschaft im Bereich der 
Wildschongebiete in der Stadt Hemmingen.

Die örtliche Lage der Wildschongebiete ist in der beige-
fügten Karte durch gekreuzte Schraffur dargestellt, die so 
gekennzeichneten Flächen werden zu Wildschongebieten 
erklärt. Die Karte ist Bestandteil dieser Verordnung.

§ 2
Leinenzwang für Hunde

Innerhalb der in § 1 genannten Gebiete sind Hunde ganz-
jährig an der Leine zu führen. Ausgenommen sind nur die 
Hunde, die zur rechtmäßigen Jagdausübung, als Rettungs- 
oder Hütehunde oder von der Polizei, dem Bundesgrenz-
schutz oder dem Zoll eingesetzt werden oder Assistenz-
hund nach der Assistenzhundeverordnung sind.
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§ 3
Kennzeichnung der Geltungsbereiche

1.	 Die Jagdberechtigen haben an allen Zufahrts- und Zu-
gangsstellen durch Beschilderung auf die §§ 2 und 4 
der Verordnung hinzuweisen.

2.	 Die Breite der Schilder beträgt 60 cm, die Höhe 
40 cm.

3.	 Auf grünem Grund ist in weißer Schrift folgender 
Text aufzubringen. Weiterhin ist das Logo der Stad 
Hemmingen (oben rechts) und der QR-Code (unten 
rechts), der auf diese Verordnung auf der Homepage 
der Stadt Hemmingen leitet, aufzubringen:

Wildschongebiet

Hunde, welche nicht zur Jagdausübung eingesetzt  
werden, sind innerhalb des Schongebietes anzuleinen.
Zuwiderhandlungen können mit Geldbußen geahndet 

werden.

Stadt Hemmingen
Der Bürgermeister

§ 4
Ordnungswidrigkeiten

1.	 Nach § 42 Abs. 3 Nr. 5 des Wald- und Landschafts-
ordnungsgesetz (NWaldLG) handelt ordnungswidrig, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig dem Gebot des § 2 
dieser Verordnung zuwiderhandelt.

2.	 Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 42 Abs. 4 
NWaldLG mit einer Geldbuße bis zu 5.000 € geahn-
det werden.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt einen Tag nach der Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Region Hannover in Kraft.

Gleichzeitig tritt die „Verordnung über die Ausweisung 
von Wildschongebieten in der Stadt Hemmingen“ vom 
29.06.2006 (veröffentlicht im „Gemeinsamen Amtsblatt 
für die Region Hannover und die Landeshauptstadt Han-
nover“, Nr. 28/2006 (S. 242 f)) außer Kraft.

Hemmingen, den 25.06.2026

Stadt Hemmingen
Jan Dingeldey

Der Bürgermeister

– – –

Karte der Wildschongebiete
         

Anlage zur Verodnung über die Ausweisung von
Wildschongebieten in der Stadt Hemmingen

Stand 2026

Wildschongebiet (§ 33, § 43 NWaldLG)
ganzjähriger Leinenzwang für Hunde

Grenze Stadtgebiet Hemmingen

Kartengrundlage: Auszug aus den Geobasisdaten des Landesamtes für Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen, 1:25.000, LGLN 2026 ohne Maßstab
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Karte der Wildschongebiete
         

Anlage zur Verodnung über die Ausweisung von
Wildschongebieten in der Stadt Hemmingen

Stand 2026

Wildschongebiet (§ 33, § 43 NWaldLG)
ganzjähriger Leinenzwang für Hunde

Grenze Stadtgebiet Hemmingen

Kartengrundlage: Auszug aus den Geobasisdaten des Landesamtes für Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen, 1:25.000, LGLN 2026 ohne Maßstab
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C)	 Sonstige Bekanntmachungen und 
Veröffentlichungen

Lehrter Wohnungsbau GmbH

u	 Bekanntmachung gem. § 52 GmbH-Gesetz

Aus dem Aufsichtsrat ist ausgeschieden:

am 08.06.2026

Herr Karl Heinz Range 
Geschäftsführer der KSG Hannover GmbH

In den Aufsichtsrat wurde durch Wahl bzw. Bestimmung 
des Geselischaftsvertrages berufen:

am 08.06.2026

Frau Petra Regina Hildebrandt 
Geschäftsführerin der KSG Hannover GmbH

Lehrte, den 16.06.206

Lehrter Wohnungsbau GmbH
Dipl.-Kfm. Frank Wersebe

Geschäftsführer

– – –
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